
III. Dienstleistungshandel 
 
Art. 3.1 Geltungsbereich 
 
1.  Dieses Kapitel findet Anwendung auf Massnahmen zentraler, regionaler oder lokaler Regierungen 
und Behörden sowie auf die Massnahmen nichtstaatlicher Stellen, die in Ausübung der ihnen von 
zentralen, regionalen oder lokalen Regierungen oder Behörden übertragenen Befugnisse handeln. Es gilt, 
vorbehaltlich der Ausnahmen nach Artikel 4.1, für Massnahmen in allen Dienstleistungssektoren. Es gilt 
nicht für Massnahmen, welche Luftverkehrsrechte oder Dienstleistungen betreffen, die unmittelbar mit der 
Ausübung von Luftverkehrsrechten zusammenhängen, vorbehaltlich der Bestimmungen von Absatz 3 des 
GATS-Anhangs über Luftverkehrsdienstleistungen. 
 
2.  Die Artikel 3.4, 3.5 und 3.6 finden keine Anwendung auf Gesetze, Vorschriften oder 
Anforderungen bei der öffentlichen Beschaffung von Dienstleistungen, die von Behördenstellen für 
staatliche Zwecke und nicht für den kommerziellen Wiederverkauf oder den Einsatz in der Bereitstellung 
von Dienstleistungen für den kommerziellen Verkauf erworben werden. 
 
Art. 3.2 Erklärung von GATS-Bestimmungen zum Bestandteil des Kapitels 
 
Wo dieses Kapitel eine GATS-Bestimmung zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt, werden die Begriffe 
der GATS-Bestimmung wie folgt verstanden: 
 

(a)  «Mitglied» bedeutet «Vertragspartei», mit Ausnahme von «unter Mitgliedern», das «unter 
WTO-Mitgliedern» bedeutet; 

(b)  «Listen» bedeutet die Listen nach Artikel 3.16 und Anhang VII; und 
(c)  «Besondere Verpflichtung» bedeutet eine besondere Verpflichtung in einer Liste nach 

Artikel 3.16. 
 
Art. 3.3 Begriffsbestimmungen 
 
Für die Zwecke dieses Kapitels: 
 
1.  werden folgende Begriffsbestimmungen von Artikel I GATS zum Bestandteil 
dieses Kapitels erklärt: 
 

(a) «Dienstleistungshandel»; 
(b) «Dienstleistungen»; sowie 
(c) «in Ausübung hoheitlicher Gewalt erbrachte Dienstleistung»; 
 

2.  bedeutet «Dienstleistungserbringer» eine Person, die eine Dienstleistung erbringt oder erbringen 
will16; 
 

                                                 
16 Wird eine Dienstleistung nicht unmittelbar durch eine juristische Person, sondern durch andere Formen der 
gewerblichen Niederlassung wie z.B. eine Zweigstelle oder eine Vertretung erbracht, so erhält der 
Dienstleistungserbringer (d. h. die juristische Person) durch eine solche Niederlassung dennoch die Behandlung, die 
den Dienstleistungserbringern im Rahmen dieses Kapitels gewährt wird. Eine solche Behandlung wird auch der 
Niederlassung zuteil, durch welche die Dienstleistung erbracht wird oder erbracht werden soll; sie wird sonstigen 
Betriebsteilen des Erbringers, die ausserhalb des Hoheitsgebiets ansässig sind, in dem die Dienstleistung erbracht 
wird oder erbracht werden soll, nicht zuteil. 



3.  bedeutet «natürliche Person einer Vertragspartei» nach dem Recht dieser Vertragspartei ein 
Staatsangehöriger der betreffenden Vertragspartei oder eine Person mit dauerndem Aufenthalt in deren 
Hoheitsgebiet, falls ihr diese Vertragspartei in Bezug auf Massnahmen, die den Dienstleistungshandel 
betreffen, im Wesentlichen die gleiche Behandlung einräumt wie den Staatsangehörigen. 
 
4.  bedeutet «juristische Person einer Vertragspartei» eine juristische Person, die entweder: 
 

(a)  nach dem Recht dieser Vertragspartei gegründet oder anderweitig errichtet ist und: 
(i)  im Hoheitsgebiet irgendeiner Vertragspartei in erheblichem Umfang Geschäfte 

tätigt, oder 
(ii) im Hoheitsgebiet eines WTO-Mitgliedstaats in erheblichem Umfang Geschäfte 

tätigt und im Eigentum von natürlichen Personen der betreffenden Vertragspartei 
oder von juristischen Personen nach Absatz 4 Buchstabe a Ziffer i steht oder von 
ihnen beherrscht wird; 

oder 
(b)  im Fall der Erbringung einer Dienstleistung durch gewerbliche Niederlassung in Eigentum 

steht oder beherrscht wird von: 
 

(i)  natürlichen Personen dieser Vertragspartei, oder 
(ii) juristischen Personen nach Absatz 4 Buchstabe a; 

 
5.  werden hiermit die folgenden Begriffsbestimmungen von Artikel XXVIII GATS 
zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt: 
 

(a) «Massnahme»; 
(b) «Erbringung einer Dienstleistung»; 
(c) «den Dienstleistungshandel betreffende Massnahmen von Mitgliedern»; 
(d) «gewerbliche Niederlassung»; 
(e) «Sektor» einer Dienstleistung; 
(f) «Dienstleistung eines anderen Mitglieds»; 
(g) «Erbringer einer Dienstleistung mit Monopolstellung»; 
(h) «Dienstleistungsnutzer»; 
(i) «Person»; 
(j) «juristische Person»; 
(k) «im Eigentum», «beherrscht» und «verbunden»; sowie 
(l) «direkte Steuern». 
 

Art. 3.4 Meistbegünstigung 
 
1.  Unbeschadet von Massnahmen in Übereinstimmung mit Artikel VII GATS und vorbehaltlich der 
Ausnahmen auf ihrer Liste mit Meistbegünstigungs-Befreiungen in Anhang VIII gewährt eine 
Vertragspartei hinsichtlich aller Massnahmen, welche die Erbringung von Dienstleistungen betreffen, den 
Dienstleistungen und Dienstleistungserbringern einer anderen Vertragspartei unverzüglich und 
bedingungslos eine Freihandelsabk. zwischen den EFTA-Staaten und Korea Behandlung, die nicht minder 
günstig ist als diejenige, die sie den gleichen Dienstleistungen oder Dienstleistungserbringern eines 
anderen Drittstaates gewährt. 
 
2.  Die Gewährung von Vorteilen im Rahmen eines anderen zwischen einer Vertragspartei und einem 
Drittstaat abgeschlossenen Abkommens, das nach Artikel V oder Artikel Vbis GATS notifiziert worden 
ist, fällt nicht unter Absatz 1. 
 



3.  Eine Vertragspartei, die ein Abkommen gemäss Absatz 2 eingeht, räumt den anderen 
Vertragsparteien auf deren Wunsch angemessene Gelegenheit ein, um über die darin gewährten Vorteile 
zu verhandeln. 
 
4.  Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Vorteile, die Nachbarländern gewährt 
werden, richten sich nach Artikel II Absatz 3 GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt 
wird. 
 
Art. 3.5 Marktzugang 
 
Verpflichtungen zum Marktzugang richten sich nach Artikel XVI GATS, der hiermit zum Bestandteil 
dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 3.6 Inländerbehandlung 
 
Verpflichtungen zur Inländerbehandlung richten sich nach Artikel XVII GATS, der hiermit zum 
Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 3.7 Zusätzliche Verpflichtungen 
 
Zusätzliche Verpflichtungen richten sich nach Artikel XVIII GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses 
Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 3.8 Innerstaatliche Regelungen 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf innerstaatliche Regelungen richten sich nach 
Artikel VI GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 3.9 Gegenseitige Anerkennung 
 
1.  Anerkennt eine Vertragspartei durch Abkommen oder Vereinbarung die Ausbildung oder die 
Berufserfahrung oder die Erfüllung von Anforderungen, Zulassungen oder Bescheinigungen, die im 
Hoheitsgebiet einer Nichtvertragspartei erworben bzw. ausgestellt worden sind, so räumt die betreffende 
Vertragspartei einer anderen Vertragspartei angemessene Gelegenheit ein, über den Beitritt zu solchen 
bestehenden oder künftigen Abkommen oder Vereinbarungen zu verhandeln oder ähnliche mit ihr 
auszuhandeln. Gewährt eine Vertragspartei eine Anerkennung einseitig, so gibt sie jeder anderen 
Vertragspartei angemessene Gelegenheit, den Nachweis zu erbringen, dass die Ausbildung, 
Berufserfahrung, Erfüllung von Anforderungen, Zulassungen oder Bescheinigungen, die im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei erworben oder ausgestellt worden sind, ebenfalls anerkannt werden sollten. 
 
2.  Alle diese Abkommen, Vereinbarungen oder einseitigen Anerkennungen müssen mit den 
massgeblichen Bestimmungen des WTO-Abkommens und insbesondere mit Artikel VII GATS vereinbar 
sein. 
 
3.  Anhang IX findet auf die gegenseitige Anerkennung von – unter anderem – Ausbildung oder 
Berufserfahrung, Qualifikationen, Zulassungen, Bescheinigungen oder Akkreditierung von 
Dienstleistungserbringern Anwendung. 
 
 
 
Art. 3.10 Grenzüberschreitung natürlicher Personen 



 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf die Grenzüberschreitung natürlicher Personen, 
die Dienstleistungserbringer einer Vertragspartei sind, richten sich nach dem GATS-Anhang über die 
Grenzüberschreitung natürlicher Personen zur Erbringung von Dienstleistungen, der hiermit zum 
Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 3.11 Monopole und Dienstleistungserbringer mit ausschliesslichen Rechten 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Monopole und Dienstleistungserbringer mit 
ausschliesslichen Rechten richten sich nach den Absätzen 1, 2 und 5 von Artikel VIII GATS, die hiermit 
zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden. 
 
Art. 3.12 Geschäftspraktiken 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Geschäftspraktiken richten sich nach Artikel 
IX GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 3.13 Zahlungen und Überweisungen 
 
1.  Vorbehaltlich ihrer besonderen Verpflichtungen und mit Ausnahme der Umstände nach Artikel 
3.14 darf eine Vertragspartei internationale Überweisungen und Zahlungen für laufende Transaktionen in 
Zusammenhang mit der Erbringung einer Dienstleistung mit einer anderen Vertragspartei keinen 
Beschränkungen unterwerfen. 
 
2.  Die Bestimmungen dieses Kapitels schmälern die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus 
den Artikeln des Übereinkommens über den Internationalen Währungsfonds (IWF), einschliesslich der 
Verhängung von Gegenmassnahmen, die mit den Artikeln des IWF-Übereinkommens vereinbar sind, 
nicht, sofern nicht eine Vertragspartei gegen ihre besonderen Verpflichtungen ausserhalb von Artikel 3.14 
oder ohne Gesuch des IWF Beschränkungen auf Kapitaltransaktionen verhängt. 
 
Art. 3.14 Beschränkungen aus Zahlungsbilanzgründen 
 
1.  Die Vertragsparteien bemühen sich, die Einführung handelsbeschränkender Massnahmen aus 
Zahlungsbilanzgründen zu vermeiden. 
 
2.  Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf solche Beschränkungen richten sich 
nach den Absätzen 1–3 von Artikel XII GATS, die hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt 
werden. 
 
3.  Eine Vertragspartei, die solche Beschränkungen einführt oder aufrechterhält, unterrichtet 
unverzüglich den Gemischen Ausschuss hiervon. 
 
Art. 3.15 Ausnahmen 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf allgemeine Ausnahmen und solche aus 
Gründen der Sicherheit richten sich nach den Artikeln XIV und XIVbis GATS, die hiermit zum 
Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden. 
 



Art. 3.16 Listen der besonderen Verpflichtungen 
 
1.  Jede Vertragspartei legt in einer Liste die besonderen Verpflichtungen nach den Artikeln 3.5, 3.6 
und 3.7 fest. Jede Liste enthält für die Sektoren, für die derartige Verpflichtungen übernommen werden, 
die Angaben gemäss Artikel XX Absatz 1 Buchstaben a–d GATS. 
 
2.  Massnahmen, die sowohl mit Artikel 3.5 als auch mit Artikel 3.6 unvereinbar sind, werden 
gemäss Artikel XX Absatz 2 GATS behandelt. 
 
3.  Die Listen der besonderen Verpflichtungen werden in Anhang VII beigefügt. 
 
4.  Besondere Aspekte von Marktzugang, Inländerbehandlung und zusätzlichen Verpflichtungen, die 
Telekommunikationsdienste und die Koproduktion von Fernsehprogrammen betreffen, werden in den 
Anhängen X und XI behandelt. 
 
Art. 3.17 Änderung der Listen 
 
Auf schriftlichen Antrag einer Vertragspartei halten die Vertragsparteien Konsultationen ab, um eine 
Änderung oder Rücknahme einer besonderen Verpflichtung auf der Liste der besonderen Verpflichtungen 
zu prüfen. Die Konsultationen finden innerhalb von drei Monaten statt, nachdem die ersuchende 
Vertragspartei ihren Antrag gestellt hat. In den Konsultationen bemühen sich die Vertragsparteien darum, 
ein allgemeines Niveau von gegenseitig vorteilhaften Verpflichtungen zu bewahren, das für den Handel 
nicht minder günstig ist als dasjenige, das vor den Konsultationen in der Liste der besonderen 
Verpflichtungen festgehalten war. Änderungen von Listen richten sich nach dem Verfahren gemäss 
Artikel 8.1. 
 
Art. 3.18 Transparenz 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Transparenz richten sich nach den Absätzen 1 
und 2 von Artikel III und Artikel IIIbis GATS, die hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden. 
 
Art. 3.19 Überprüfung 
 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle zwei Jahre ihre Listen der besonderen Verpflichtungen und 
ihre Listen der Meistbegünstigungs-Befreiungen mit dem Ziel weiterer Handelsliberalisierung zu 
überprüfen. Die erste Überprüfung findet spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens statt. 
 
Art. 3.20 Anhänge 
 
Die folgenden Anhänge dieses Abkommens bilden Bestandteil dieses Kapitels: 

– Anhang VII (Listen der besonderen Verpflichtungen); 
– Anhang VIII (Listen der Meistbegünstigungs-Befreiungen); 
– Anhang IX (Gegenseitige Anerkennung); 
– Anhang X (Telekommunikationsdienste); sowie 
– Anhang XI (Koproduktion von Fernsehprogrammen). 

 



IV. Finanzdienstleistungen 
 
Art. 4.1 Geltungsbereich 
 
1.  Dieses Kapitel findet Anwendung auf Finanzdienstleistungen betreffende Massnahmen von 
zentralen, regionalen oder lokalen Regierungen und Behörden sowie auf Finanzdienstleistungen 
betreffende Massnahmen von nichtstaatlichen Stellen, die in Ausübung der ihnen von zentralen, 
regionalen oder lokalen Regierungen oder Behörden übertragenen Befugnisse handeln. 
 
2.  Die Artikel 4.4, 4.5 und 4.6 finden keine Anwendung auf Gesetze, Vorschriften oder 
Anforderungen der öffentlichen Beschaffung von Finanzdienstleistungen, die von Behördenstellen für 
staatliche Zwecke und nicht für den kommerziellen Wiederverkauf oder den Einsatz in der Bereitstellung 
von Dienstleistungen für den kommerziellen Verkauf erworben werden. 
 
3.  Wo dies in diesem Kapitel vorgesehen ist, findet Kapitel 3 Anwendung auf die Massnahmen nach 
Absatz 1. 
 
Art. 4.2 Übernahme von GATS-Bestimmungen 
 
Artikel 3.2 findet Anwendung auf dieses Kapitel. 
 
Art. 4.3 Begriffsbestimmungen 
 
1.  Mit Ausnahme von Absatz 1 Buchstabe c findet Artikel 3.3 Anwendung auf dieses Kapitel. 
 
2.  Die folgenden Begriffsbestimmungen des GATS-Anhangs über Finanzdienstleistungen werden 
zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt: 
 

(a)  «in Ausübung hoheitlicher Gewalt erbrachte Dienstleistungen» (Abs. 1 Bst. b und c des 
Anhangs); 

(b)  «Finanzdienstleistungen» (Abs. 5 Bst. a des Anhangs); 
(c)  «Erbringer von Finanzdienstleistungen» (Abs. 5 Bst. b des Anhangs); sowie 
(d)  «öffentliche Stelle» (Abs. 5 Buchstabe c des Anhangs). 

 
Art. 4.4 Meistbegünstigung 
 
Artikel 3.4 findet Anwendung auf dieses Kapitel. 
 
Art. 4.5 Marktzugang 
 
Verpflichtungen über den Marktzugang richten sich nach Artikel XVI GATS, der hiermit zum Bestandteil 
dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 4.6 Inländerbehandlung 
 
1.  Verpflichtungen zur Inländerbehandlung richten sich nach Artikel XVII GATS, der hiermit zum 
Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
2.  Darüber hinaus gewährt unter Bedingungen der Inländerbehandlung jede Vertragspartei den in 
ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen Erbringern von Finanzdienstleistungen Zugang zu den von 
staatlichen Stellen betriebenen Zahlungs- und Verrechnungssystemen sowie zu offiziellen Finanzierungs- 



und Refinanzierungsmöglichkeiten, die für die normale Durchführung der üblichen Geschäfte zur 
Verfügung stehen. Mit diesem Absatz ist nicht beabsichtigt, Zugang zu den für Notlagen vorgesehenen 
letzten Finanzierungsmöglichkeiten der Vertragspartei zu gewähren. 
 
3.  Verlangt eine Vertragspartei, dass die Erbringer von Finanzdienstleistungen einer anderen 
Vertragspartei Mitglied einer Selbstverwaltungskörperschaft, einer Wertpapierbörse oder eines 
Terminkontraktmarkts, einer Verrechnungsstelle oder einer anderen Organisation oder Vereinigung sein 
oder daran beteiligt sein oder Zugang dazu haben müssen, um auf der gleichen Grundlage wie die 
Erbringer von Finanzdienstleistungen der betreffenden Vertragspartei Finanzdienstleistungen erbringen zu 
können, oder wenn die Vertragspartei unmittelbar oder mittelbar solche Einhaltungen, Vorrechte oder 
Vorteile für die Erbringung von Finanzdienstleistungen bereitstellt, so stellt die Vertragspartei sicher, dass 
solche Einrichtungen den im Hoheitsgebiet der Vertragspartei niedergelassenen Erbringern von 
Finanzdienstleistungen einer anderen Vertragspartei Inländerbehandlung gewähren. 
 
Art. 4.7 Zusätzliche Verpflichtungen 
 
Zusätzliche Verpflichtungen richten sich nach Artikel XVIII GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses 
Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 4.8 Innerstaatliche Regelungen 
 
1.  Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf innerstaatliche Regelungen richten 
sich nach Artikel VI GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
2.  Dieses Kapitel ist nicht so auszulegen, als hindere es eine Vertragspartei, aus aufsichtsrechtlichen 
Gründen angemessene Massnahmen zu ergreifen oder aufrechtzuerhalten, einschliesslich: 
 

(a) des Schutzes von Investoren, Einlegern, Versicherungsnehmern, Versicherungsanwärtern oder 
Personen, denen gegenüber ein Erbringer von Finanzdienstleistungen treuhänderische 
Pflichten hat; oder 

(b) der Sicherung der Integrität und Stabilität des Finanzsystems der Vertragspartei. Sind solche 
Massnahmen mit den Bestimmungen dieses Kapitels unvereinbar, so dürfen sie nicht als 
Mittel zur Umgehung der Pflichten oder Verpflichtungen der Vertragspartei nach diesen 
Bestimmungen benutzt werden. Solche Massnahmen dürfen nicht schwerer ausfallen, als zur 
Erreichung ihres Ziels erforderlich ist. 

 
3.  Dieses Kapitel ist nicht so auszulegen, als verpflichte es eine Vertragspartei zur Offenlegung von 
Angaben über die Geschäfte und Rechnungsunterlagen einzelner Kunden oder sonstiger vertraulicher oder 
geschützter Informationen, die sich im Besitz öffentlicher Stellen befinden. 
 
Art. 4.9 Gegenseitige Anerkennung 
 
1.  Artikel 3.9 findet Anwendung auf dieses Kapitel. 
 
2.  Anerkennt eine Vertragspartei bei der Festlegung, wie ihre Finanzdienstleistungen betreffenden  
Massnahmen anzuwenden sind, aufsichtsrechtliche Massnahmen eines anderen Staates, so gewährt die 
Vertragspartei einer anderen Vertragspartei angemessene Gelegenheit, über den Beitritt zu einem solchen 
Abkommen oder einer solchen Vereinbarung zu verhandeln oder ähnliche mit ihr auszuhandeln, und zwar 
unter Bedingungen, unter denen die Regelung, die Überwachung und die Umsetzung dieser Regelung 
gleichwertig sind und gegebenenfalls Verfahren zum Austausch von Informationen zwischen den 
Vertragsparteien des Abkommens oder der Vereinbarung bestehen. Gewährt eine Vertragspartei die 



Anerkennung einseitig, so gibt sie den anderen Vertragsparteien angemessene Gelegenheit nachzuweisen, 
dass diese Bedingungen erfüllt sind. 
 
Art. 4.10 Grenzüberschreitung natürlicher Personen 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf die Grenzüberschreitung von natürlichen 
Personen, die Dienstleistungserbringer einer Vertragspartei sind, richten sich nach dem GATS-Anhang 
über die Grenzüberschreitung natürlicher Personen zur Erbringung von Dienstleistungen, der hiermit zum 
Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 4.11 Monopole und Dienstleistungserbringer mit ausschliesslichen Rechten 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Monopole und Dienstleistungserbringer mit 
ausschliesslichen Rechten richten sich nach Artikel VIII Absätze 1, 2 und 5 GATS, die hiermit zum 
Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden. 
 
Art. 4.12 Geschäftspraktiken 
  
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Geschäftspraktiken richten sich nach Artikel 
IX GATS, der hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt wird. 
 
Art. 4.13 Zahlungen und Überweisungen 
 
Artikel 3.13 findet Anwendung auf dieses Kapitel. 
 
Art. 4.14 Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbilanz 
 
Artikel 3.14 findet Anwendung auf dieses Kapitel. 
 
Art. 4.15 Ausnahmen 
 
Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf allgemeine Ausnahmen und auf Ausnahmen 
aus Gründen der Sicherheit richten sich nach den Artikeln XIV und XIVbis GATS, die hiermit zum 
Bestandteil dieses Kapitels erklärt werden. 
 
Art. 4.16 Listen der besonderen Verpflichtungen 
 
Jede Vertragspartei legt in einer Liste nach Artikel 3.16 die spezifischen Verpflichtungen fest, die sie für 
Dienstleistungen nach Artikel 4.3 Absatz 2 Buchstabe b in Übereinstimmung mit den Bestimmungen von 
Artikel 3.16 Absätze 1–3 übernimmt. 
 
Art. 4.17 Änderungen der Listen 
 
Artikel 3.17 findet Anwendung auf dieses Kapitel. 
 



Art. 4.18 Transparenz 
 
1.  Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Transparenz richten sich nach den 
Absätzen 1 und 2 der Artikel III und IIIbis GATS, die hiermit zum Bestandteil dieses Kapitels erklärt 
werden. 
 
2.  Darüber hinaus verpflichtet sich jede Vertragspartei zu regulatorischer Transparenz bei 
Finanzdienstleistungen. Entsprechend führen die Vertragsparteien, wo geeignet, Konsultationen mit dem 
Ziel durch, objektive und transparente Ausführungsprozesse bei jeder Vertragspartei zu fördern, wobei 
sie: 
 

(a)  die Arbeit der Vertragsparteien im Rahmen von GATS und in anderen Foren, die mit dem 
Finanzdienstleistungshandel zusammenhängen, berücksichtigen; und 

(b)  die Bedeutung der Regulierungstransparenz von identifizierbaren Politikzielen sowie von
 klaren und einheitlich angewandten Regulierungsprozessen, die der Öffentlichkeit bekannt 
oder auf andere Weise zugänglich gemacht werden, berücksichtigen. 

 
Art. 4.19 Überprüfung 
 
Artikel 3.19 findet Anwendung auf dieses Kapitel. 
 
Art. 4.20 Unterausschuss über Finanzdienstleistungen 
 
1.  Ein Unterausschuss über Finanzdienstleistungen (nachfolgend als «der Unterausschuss» 
bezeichnet) wird unter dem Gemischten Ausschuss eingesetzt. Der Hauptvertreter jeder Vertragspartei 
kommt von der für dieses Abkommen zuständigen Behörde oder von einer Finanzbehörde. 
 
2.  Die Aufgaben des Unterausschusses umfassen: 
 

(a)  die Beaufsichtigung der Umsetzung dieses Kapitels, die Evaluation seiner Durchführung 
und die Verfolgung seiner weiteren Entwicklung; sowie 

(b) die Beurteilung von Fragen zu Finanzdienstleistungen, die ihm von einer Vertragspartei 
zugewiesen werden. 

 
3.  Der Unterausschuss trifft sich bei den Sitzungen des Gemischten Ausschusses oder gemäss 
anderer Absprache zwischen den Vertragsparteien. 
 
4.  Der Unterausschuss wird von Korea und einem der EFTA-Staaten gemeinsam präsidiert. Er 
entscheidet durch Konsens. 
 
Art. 4.21 Streitbeilegung 
 
1.  Einschlägige Artikel von Kapitel 9 finden auf die Schlichtung von Streitigkeiten, die sich im 
Zusammenhang mit diesem Kapitel ergeben, gemäss den Änderungen dieses Artikels Anwendung. 
 
2.  Konsultationen nach Kapitel 9 zu Finanzdienstleistungen umfassen offizielle Vertreter einer für 
dieses Abkommen zuständigen Behörde oder einer Finanzbehörde. Die Vertragsparteien unterrichten den 
Unterausschuss über die Ergebnisse ihrer Konsultationen. 
 
3.  Artikel 9.4 findet, mit folgenden Änderungen, Anwendung: 
 



(a)  Einigen sich die Vertragsparteien darauf, so besteht das Schiedsgericht vollständig aus 
  Einzelpersonen mit den Qualifikationen nach Absatz 4; und 

(b)  in allen anderen Fällen: 
 

(i)  kann jede Streitpartei Einzelpersonen bestimmen, welche die Anforderungen nach 
Artikel 9.5 Absatz 7 erfüllen, und 

(ii) bei Beschwerde einer Vertragspartei gegen die Anrufung von Artikel 4.8 muss der 
Vorsitz des Schiedsgerichts die Qualifikationen nach Absatz 4 erfüllen, sofern 
nicht die Vertragsparteien anders entscheiden. 

 
4.  Sofern dieses Kapitel nichts anderes bestimmt, gilt für Mitglieder des Schiedsgerichts über 
Finanzdienstleistungen: 
 

(a)  dass sie die Qualifikationen nach Artikel 9.5 erfüllen; und 
(b) Experten sind oder Erfahrung in Recht und Praxis von Finanzdienstleistungen haben, was 

die Regulierung von Finanzinstitutionen einschliessen kann. 
 
5.  In Bezug auf Artikel 9.10 Absatz 5 findet, soweit durchführbar, Folgendes Anwendung. Betrifft 
die umstrittene Massnahme: 
 

(a)  ausschliesslich den Finanzdienstleistungssektor, so strebt die Beschwerdeführerin 
zunächst an, ausschliesslich Vorteile im Finanzdienstleistungssektor auszusetzen; 

(b)  den Finanzdienstleistungssektor und einen anderen Sektor, so strebt die 
Beschwerdeführerin zunächst an, Vorteile in den entsprechenden Sektoren und mit einem 
der umstrittenen Massnahme vergleichbaren Effekt innerhalb jedes einzelnen der 
betroffenen Sektoren auszusetzen; oder 

(c)  ausschliesslich einen anderen Sektor als den Finanzdienstleistungssektor, so versucht die 
Beschwerdeführerin, die Aussetzung von Vorteilen im Finanzdienstleistungssektor zu 
vermeiden. 
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